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Anlässlich der laufenden Koalitionsverhandlungen fordert der Deutsche Anwaltverein (DAV) die Aufnahme eines Digitalpakts

in den Koalitionsvertrag. In seiner PM vom 25.10.2021 führt er insofern aus, die Digitalisierung der Rechtspflege müsse drin-

gend vorangetrieben werden. Das betreffe etwa den elektronischen Rechtsverkehr, die Anpassung der Verfahrensordnungen

sowie den Breitbandausbau. Der Digitalpakt müsse im Zusammenspiel aller Akteure der Rechtspflege entstehen, inklusive

der Anwaltschaft. Aus Sicht der Anwaltschaft habe die Forderung nach einem Vorantreiben der Digitalisierung eine akute

Komponente: Denn ab 1.1.2022 seien Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen zur aktiven Nutzung des besonderen elektro-

nischen Anwaltspostfachs (beA) verpflichtet. Das bedeute, dass Gerichte ab Januar alle Posteingänge von anwaltlichen Be-

vollmächtigten ausschließlich im Wege des elektronischen Rechtsverkehrs erhalten werden. „Unsere Forderung nach dem

Ausbau der Digitalisierung ist nicht nur Zeitgeist, sondern Zeitdruck“, betont DAV-Hauptgeschäftsführerin Dr. Sylvia Ruge. „In

zehn Wochen startet die aktive Nutzungspflicht für das beA. Wenn die Kolleg:innen ab Januar sämtliche Anträge, Schrift-

sätze und Anlagen elektronisch einreichen müssen und sich manche Gerichte mit Druckstraßen dafür wappnen, läuft etwas

gewaltig schief.“

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Ungültige Schiedsklausel in Investiti-

onsabkommen kann nicht durch inhalts-

gleiche Ad-hoc-Schiedsvereinbarung ersetzt

werden – PL Holdings

Mit Urteil vom 26.10.2021 – C-109/20 – hat der

EuGH in der Rechtsache PL Holdings seine aus

demUrteil Achmea hervorgegangene Rechtspre-

chung weiter entwickelt und festgestellt, dass

das Unionsrecht einem Mitgliedstaat verbietet,

eine Schiedsvereinbarung abzuschließen, die

den gleichen Inhalt hat wie eine in einem zwi-

schenMitgliedstaaten abgeschlossenen Investiti-

onsabkommen enthaltene ungültige Schieds-

klausel. Das nationale Gericht ist daher verpflich-

tet, einen Schiedsspruch aufzuheben, der auf der

Grundlage einer solchen Schiedsvereinbarung er-

gangen ist.

Als Erstes stützt sich der Gerichtshof auf das

Urteil Achmea vom 6.3.2018 – C-284/16, RIW

2018, 200ff. – und bestätigt, dass die Schieds-

klausel im Investitionsabkommen, nach der

ein Investor eines Mitgliedstaats bei Streitig-

keiten über Investitionen in dem anderen am

Investitionsabkommen beteiligten Mitgliedstaat

gegen diesen vor einem Schiedsgericht, des-

sen Gerichtsbarkeit sich dieser Mitgliedstaat

unterworfen hat, die Einleitung eines Schieds-

verfahrens beantragen darf, gegen das Uni-

onsrecht verstößt. Diese Schiedsklausel ist

nämlich geeignet, nicht nur den Grundsatz

des gegenseitigen Vertrauens zwischen den

Mitgliedstaaten, sondern auch die Erhaltung

des eigenen Charakters des Unionsrechts, die

durch das in Art. 267 AEUV vorgesehene Vor-

abentscheidungsverfahren gewährleistet wird,

in Frage zu stellen. Somit ist diese Klausel

nicht mit dem Grundsatz der loyalen Zusam-

menarbeit im Sinne von Art. 4 Abs. 3 Unter-

abs. 1 EUV vereinbar und verstößt gegen die

u. a. in Art. 344 AEUV verankerte Autonomie

des Unionsrechts.

Als Zweites hätte es, erhielte ein Mitgliedstaat

die Möglichkeit, eine Streitigkeit, die die An-

wendung oder die Auslegung des Unions-

rechts betreffen kann, bei einer Schiedsstelle,

die dieselben Eigenschaften wie die in einer

solchen wegen Verletzung des Unionsrechts

ungültigen Schiedsklausel genannte hat, da-

durch anhängig zu machen, dass er ad hoc

eine mit dieser Klausel inhaltsgleiche Schieds-

vereinbarung abschließt, in Wirklichkeit eine

Umgehung der Verpflichtungen zur Folge, die

sich für diesen Mitgliedstaat aus den Verträgen

und insbesondere aus den vorgenannten Arti-

keln ergeben.

Zunächst einmal hätte eine solche ad hoc abge-

schlossene Schiedsvereinbarung auf die Streitig-

keit, in deren Rahmen sie abgeschlossen wurde,

dieselben Auswirkungen wie die in Rede stehen-

de Schiedsklausel. Der Grund für den Abschluss

dieser Vereinbarung bestünde gerade darin,

diese Schiedsklausel zu ersetzen, um deren Wir-

kungen trotz der Ungültigkeit dieser Klausel auf-

rechtzuerhalten.

Zudem würden die Folgen dieser Umgehung

der Verpflichtungen des betreffenden Mitglied-

staats nicht dadurch weniger schwerwiegend,

dass es sich um einen Einzelfall handelt. Tat-

sächlich könnte dieser rechtliche Ansatz in ei-

ner Vielzahl von möglicherweise die Anwen-

dung und Auslegung von Unionsrecht betref-

fenden Streitigkeiten gewählt werden, so dass

immer wieder gegen dessen Autonomie ver-

stoßen würde.

Außerdem könnte jeder an einen Mitgliedstaat

gerichtete Schiedsantrag, der auf eine ungülti-

ge Schiedsklausel gestützt wird, ein Angebot

auf Durchführung eines Schiedsverfahrens ent-

halten und es könnte also allein deshalb ange-

nommen werden, dass dieser Mitgliedstaat

dieses Angebot angenommen habe, weil er

keine spezifischen Argumente gegen das Vor-

liegen einer ad hoc abgeschlossenen Schieds-

vereinbarung vorgetragen hat. Diese Situation

hätte aber zur Folge, dass die Wirkungen der

von diesem Mitgliedstaat unter Verstoß gegen

das Unionsrecht eingegangenen und daher un-

gültigen Verpflichtung zur Anerkennung der

Zuständigkeit der angerufenen Schiedsstelle

aufrechterhalten würden.

Schließlich ergibt sich sowohl aus dem Urteil

Achmea als auch aus den Grundsätzen des Vor-

rangs des Unionsrechts und der loyalen Zusam-

menarbeit nicht nur, dass die Mitgliedstaaten

sich nicht verpflichten dürfen, dem Gerichtssys-

tem der Union Streitigkeiten zu entziehen, die

die Anwendung und Auslegung von Unions-

recht betreffen können, sondern auch, dass sie,

sobald eine solche Streitigkeit aufgrund einer

unionsrechtswidrigen Verpflichtung bei einer

Schiedsstelle anhängig gemacht wird, verpflich-

tet sind, die Gültigkeit der Schiedsklausel oder

der ad hoc abgeschlossenen Schiedsvereinba-

rung zu rügen, aufgrund deren diese Stelle an-

gerufen wurde.

Somit wäre jeder Versuch eines Mitgliedstaats,

der Ungültigkeit einer Schiedsklausel durch ei-

nen mit einem Investor eines anderen Mitglied-

staats geschlossenen Vertrag abzuhelfen, nicht

mit dieser Verpflichtung, die Gültigkeit der

Schiedsklausel zu rügen, vereinbar und könnte

daher zur Rechtswidrigkeit dieses Vertrages als

solchem führen, weil er den wesentlichen Vor-

schriften und Grundsätzen der Unionsrechtsord-

nung widerspräche.
(PM EuGH Nr. 190/2021 vom 26.10.2021)
(Tenor)
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BGH: Schriftformbedürftigkeit einer Ände-

rung vertragswesentlicher Vereinbarungen

nach § 550 S. 1 BGB

Eine Änderung von vertragswesentlichen Ver-

einbarungen ist nur dann gemäß § 550 Satz 1

BGB schriftformbedürftig, wenn sie für einen ein
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